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I. Einführung in die Problemstellung
Die Geldfälschungsdelikte der Art. 240 ff. StGB schützen nach allgemeiner Auffassung die Sicherheit des
Geldverkehrs 1 oder, genauer gesagt, das Interesse aller am Austausch von Waren und Dienstleistungen
beteiligten Personen daran, sich darauf verlassen zu dürfen, dass es sich bei den in Umlauf befindlichen
Zahlungsmitteln um echte handelt. 2 Dass dieses Interesse vom Gesetzgeber als besonders schutzwürdig und
-bedürftig angesehen wird, zeigt sich daran, dass nicht erst der unmittelbare Angriff auf die Sicherheit des
Geldverkehrs, also das In-Umlauf-Bringen von Falschgeld (Art. 242 StGB), unter Strafe gestellt worden ist,
sondern darüber hinaus Vorbereitungshandlungen wie das Herstellen von Falschgeld (vgl. Art. 240 f. StGB),
das Einführen und Lagern von Falschgeld (vgl. Art. 244 StGB) und sogar das Herstellen oder sich
Verschaffen von Geräten, die zur Geldfälschung dienen (vgl. Art. 247 StGB), zu eigenständigen
Straftatbeständen ausgestaltet worden sind – und dies auch nach der Reform mit immer noch sehr hohen
Strafandrohungen. So ist z.B. die Geldfälschung im Sinne des Art. 240 Abs. 1 StGB bereits für sich gesehen,
also unabhängig davon, ob die hergestellten Geldzeichen später tatsächlich in den Verkehr gelangen oder
nicht, mit Freiheitsstrafe zwischen einem und 20 Jahren zu bestrafen, lediglich in besonders leichten Fällen
kann statt einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren auch Geldstrafe verhängt werden (Art. 240 Abs. 2 StGB) .
Dass das BGer in seiner neueren Rechtsprechung dahin zu tendieren scheint, den Anwendungsbereich des
Abs. 2 gerade mit Blick auf die sehr hohe Strafdrohung des Art. 240 Abs. 1 StGB etwas weniger eng zu
interpretieren, 3 verdient Zustimmung. 4
Dass der Gesetzgeber Verhaltensweisen im Umfeld des In-Umlauf-Bringens von Falschgeld in verschiedenen
Straftatbeständen unter Strafe gestellt hat, wirft die Frage auf, ob eine Person, die mehrere dieser
Straftatbestände verwirklicht hat, tatsächlich wegen aller dieser Straftatbestände schuldig zu spreche n ist. Bei
der Person, die Falschgeld als angeblich echtes Geld in Umlauf bringt, stellt sich, weil das In-Umlauf-Bringen
regelmässig auch den Tatbestand des Betrugs erfüllen wird, 5 des Weiteren die Frage, ob hier im Verhältnis zu
Art. 146 StGB ein Fall von echter Konkurrenz oder aber Gesetzeskonkurrenz gegeben ist. Das BGer hat sich
in seiner neueren Rechtsprechung zu beiden Problemen geäussert: Es hat sich einerseits der in der Lehre
bereits seit langem vertretenen Auffassung angeschlossen, dass im Verhältnis von Art. 242 zu Art. 146 StGB
echte Konkurrenz gegeben ist (vgl. nachfolgend II.) und es hat andererseits entgegen der in der Lehre
durchgängig vertretenen Auffassung den Standpunkt eingenommen, dass dies auch für das Verhältnis des Art.
240 zu Art. 242 StGB gilt (vgl. unten III.).
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II. Das Verhältnis von Art. 240 ff. zu Art. 146: echte
Konkurrenz
Der praktisch bedeutsame Unterschied zwischen echter Konkurrenz und Gesetzeskonkurrenz besteht darin,
dass der Täter in den Fällen echter Konkurrenz wegen aller Delikte schuldig gesprochen wird, während im
Falle von Gesetzeskonkurrenz die Delikte, die von anderen verdrängt werden, im Urteilsdispositiv nicht mehr
erscheinen. 6 Darüber hinaus eröffnet das Vorliegen von echter Konkurrenz die Möglichkeit einer
Strafschärfung nach Art. 49 Abs. 1 StGB, die aber nur dann relevant ist, wenn aufgrund der Verwirklichung
mehrerer Delikte die Strafobergrenze des schwersten Delikts überschritten werden soll. Ist dies nicht der Fall,
macht es keinen Unterschied, ob echte Konkurrenz oder Gesetzeskonkurrenz vorliegt: Zwar sieht Art. 49 Abs.
1 StGB vor, dass der Richter im Falle von echter Konkurrenz die für das schwerste Delikt gebildete
Einsatzstrafe im Hinblick auf das weitere verwirklichte Delikt zwingend um mindestens eine Strafeinheit zu
erhöhen hat. 7 Tatsächlich hat der Richter aber auch dann, wenn Gesetzeskonkurrenz vorliegt, den Umstand
straferhöhend zu berücksichtigen, dass der Täter z.B. bestimmte Vorbereitungshandlungen verwirklicht hat. 8
Die Annahme von echter Konkurrenz ist nach alledem dann geboten, wenn der Täter mehrerer Delikte
schuldig gesprochen werden muss, um das von ihm durch die Tat verwirklichte Unrecht adäquat zum
Ausdruck kommen zu lassen, 9 was insbesondere dann der Fall ist, wenn die vom Täter verwirklichten
Straftatbestände unterschiedliche Rechtsgüter schützen: 10 Die Verurteilung wegen nur eines Tatbestands
würde den Umstand unter den Tisch fallen lassen, dass der Täter auch noch andere Rechtsgüter angegriffen
hat.
In seiner älteren Rechtsprechung hatte das BGer noch angenommen, die Art. 240 ff. StGB würden mittelbar
auch das Vermögen schützen, 11 was die Frage aufwirft, ob der Täter, der Falschgeld in Umlauf bringt, neben
einer Verurteilung aus Art. 242 StGB zusätzlich auch noch des Betrugs nach Art. 146 StGB schuldig zu
sprechen ist, was das BGer verneint hat. 12 In seiner neueren Rechtsprechung hat sich das BGer nun der im
Schrifttum ganz herrschenden Auffassung 13 angeschlossen, dass hier ein Fall von echter Konkurrenz vorliegt,
wobei zur Begründung im Wesentlichen darauf abgestellt wird, dass unterschiedliche Rechtsgüter in Frage
stehen: einerseits schütze Art. 146 StGB das Vermögen und andererseits schützen die Art. 240 ff. das
Allgemeininteresse an der Funktionsfähigkeit des Geldverkehrs. 14
Konsequenz dieses nun einhellig von Literatur und Rechtsprechung vertretenen Standpunkts ist, dass in den
Fällen, in denen ge- oder verfälschtes Geld in Umlauf gebracht wird, der Täter sowohl wegen den Art. 240 ff.
StGB als auch wegen Art. 146 StGB schuldig zu sprechen ist. Bei der dann notwendigen Anwendung des Art.
49 Abs. 1 StGB ist in den Fällen, in denen der Täter die Geldfälschung selbst vorgenommen hat, die
Einsatzstrafe für das Delikt der Geldfälschung zu bilden und diese Strafe dann im Hinblick auf den gleichfalls
gegebenen Betrug angemessen zu erhöhen, wobei hier eine über den Strafrahmen des Art. 240 Abs. 1 StGB
hinausgehende Strafschärfung nicht in Betracht kommt, da der ordentliche Strafrahmen das gesetzliche
Höchstmass der zeitigen Freiheitsstrafe bereits vollständig ausschöpft. Hat der Täter die Geldfälschung nicht
selbst vorgenommen, ist die Einsatzstrafe dagegen für den Betrug zu bilden und diese dann im Hinblick auf
die Straftat nach Art. 242 StGB angemessen zu erhöhen, wobei hier dann theoretisch eine Höchststrafe von
7½ Jahren verhängt werden kann. Gleiches gilt für den Fall, dass der Täter zwar die Geldfälschung selbst
vorgenommen hat, es sich aber um einen leichten Fall nach Art. 240 Abs. 2 StGB handelt.
III. Das Verhältnis der Geldfälschungsdelikte zueinander:
echte oder unechte Konkurrenz?
Was das Verhältnis der verschiedenen Geldfälschungstatbestände zueinander angeht, stand die Literatur
bisher einhellig auf dem Standpunkt, dass die Art. 240 ff. Verhaltensweisen erfassen, die sich in
2/5
unterschiedlicher Intensität gegen das gleiche Rechtsgut wenden. 15 Üblicherweise wird für derartige
Konstellationen angenommen, dass die Tatbestände, die Vorbereitungshandlungen erfassen, durch die
Verurteilung aus dem Tatbestand mit abgegolten werden, der die unmittelbare Rechtsgutsbeeinträchtigung
erfasst (mitbestrafte Vortat). 16 Bezogen auf die Geldfälschungsdelikte würde dies bedeuten, dass ein Täter,
der von der Fälschung bis zum In-Verkehr-Bringen des Falschgeldes alles selbst gemacht hat, wegen
In-Umlauf-Setzen von Falschgeld zu verurteilen wäre. Diese Lösung kann aber nicht die des Gesetzes sein,
weil in diesem Fall der mit sehr viel schwererer Strafe bedrohte Tatbestand der Geldfälschung nach Art. 240
StGB durch den Art. 242 StGB verdrängt werden würde. Die Literatur ist deswegen davon ausgegangen, dass
sich hier die Wertung umdreht: Die Verurteilung erfolgt allein aus Art. 240 StGB, die nachfolgende
Verwirklichung der in Art. 240 StGB bereits erfassten Absicht («um sie als echt in Umlauf zu bringen»), stellt
sich als mitbestrafte Nachtat dar, deren Verwirklichung im Strafrahmen des Art. 240 bereits antizipiert
worden sei. 17
Das BGer hatte in BGE 119 IV 154 Gesetzeskonkurrenz für die Fallgestaltung angenommen, in der lediglich
ein unvollendeter Versuch des In-Umlauf-Bringens gegeben war. Es hatte aber ausdrücklich offen gelassen,
ob dies auch für die Fälle des vollendeten In-Umlauf-Setzen zu gelten habe. In BGE 133 IV 256 hat das
Bundesgericht nun entschieden, dass dies nicht so ist: Setze der Fälscher die von ihm selbst hergestellten
Blüten ab oder liege ein vollendeter Versuch des Absetzens vor, sei ein Fall von echter Konkurrenz zwischen
Art. 240 und Art. 242 (gegebenenfalls i.V.m. Art. 22 Abs. 1 StGB) gegeben. Zur Begründung seines
Standpunkts führt das BGer aus: Mit dem Absetzen des zuvor gefälschten Geldes werde gegenüber der
blossen Fälschung ein Mehr an Unrecht verwirklicht, es würden die Geschäftsinteressen konkret gefährdet,
die durch Art. 240 StGB nur abstrakt gefährdet seien. 18
Geht man davon aus, dass die Unterscheidung von Gesetzeskonkurrenz und echter Konkurrenz die Funktion
hat, sicherzustellen, dass das vom Täter verwirklichte Unrecht nicht nur im Rahmen der Strafzumessung
(mit-)berücksichtigt wird, sondern im Urteilsdispositiv zum Ausdruck kommt (vgl. oben II.), dann wird man
dem BGer darin zustimmen müssen, dass man im Falle des vollendeten In-Umlauf-Setzens tatsächlich von
echter Konkurrenz ausgehen sollte, da nur so klargestellt werden kann, dass die in Art. 240 StGB erfasste
Absicht im späteren Verlauf des Geschehens auch umgesetzt worden ist. 19 Weniger überzeugend ist die
Lösung des BGer für die Fälle, in denen das In-Umlauf-setzen des Falschgeldes im Stadium des Versuchs
stecken geblieben ist. Hier hat sich die bereits durch Art. 240 StGB erfasste Absicht eben nicht verwirklicht,
sondern allenfalls in Teilen materialisiert. Dass dies bereits die Annahme echter Konkurrenz erforderlich
machen soll, erscheint nicht zwingend. Und dass das BGer insoweit dann auch noch zwischen unvollendetem
und vollendetem Versuch differenzieren will, wird man vor dem Hintergrund, dass das Gesetz – abgesehen
von den unterschiedlichen Anforderungen an den Rücktritt bzw. die tätige Reue – beide Formen des Versuchs
als rechtlich gleichwertig ansieht, als eher fragwürdig ansehen müssen. Konsequenterweise hätte das BGer
entweder den in BGE 119 IV 154 eingenommenen Standpunkt aufgeben oder aber die Annahme von echter
Konkurrenz auf die Fälle beschränken sollen, in denen Art. 242 StGB vollendet wurde.
Hinzuweisen bleibt noch darauf, dass die Problematik allein für den Schuldspruch Konsequenzen hat, nicht
aber für die Strafzumessung. Auch dann, wenn man nunmehr mit dem BGer vom Vorliegen echter
Konkurrenz ausgeht, ist die Einsatzstrafe für den vom Täter verwirklichten Art. 240 StGB zu bilden. Da der
Strafrahmen des Art. 240 im Höchstmass eine Freiheitsstrafe von 20 Jahren vorsieht, kann die in Art. 49 Abs.
1 vorgesehene «angemessene» Erhöhung dieser Einsatzstrafe wegen des gleichfalls verwirklichten Art. 242
StGB die Grenzen des ordentlichen Strafrahmens ebenso wenig überschreiten wie die Berücksichtigung des in
der Regel ja ebenfalls noch gegebenen Art. 146 StGB (vgl. hierzu bereits oben II.). Dass der Geldfälscher die
Absicht zum In-Umlauf-Setzen ganz oder teilweise verwirklicht hat, wäre aber auch dann innerhalb des
ordentlichen Strafrahmens straferhöhend zu berücksichtigen, wenn man – wie es die Lehre tut – im Verhältnis
von Art. 240 zu Art. 242 StGB von Gesetzeskonkurrenz ausgeht.
Stichwörter: Geldfälschungsdelikte, Betrug, echte Konkurrenz, Gesetzeskonkurrenz
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Mots-clés: fausse monnaie, escroquerie, concours parfait, concours imparfait
Zusammenfassung: Zwischen dem Betrugstatbestand und den Geldfälschungsdelikten besteht nach nun
allgemein geteilter Meinung echte Konkurrenz. Umstritten ist, ob und, wenn ja, in welchen Fällen dies auch
für das Verhältnis der Geldfälschungsdelikte untereinander gilt.
Résumé: Selon l'opinion désormais généralement admise, il y a concours parfait entre l'escroquerie et les
infractions de fausse monnaie. Est controversée la question de savoir si et, dans l'affirmative, dans quels cas il
en va de même s'agissant des infractions de fausse monnaie entre elles.
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